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Beklagter und Revisionsbeklagtcrc

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 11° Juni 174_durch

die Richter Dr° B a r e s e
l

, Dr„ R e n n e r

und _Dr„ W u l f h o r s E sowie die ehrenamtlichen

Richter H a n c k e und K u n d e n r e i c h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Landessozialgerichts für das Land

Nordrhein—Wes falen vom 210 März 1973

'wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kösten sind nicht zu
erstatten°
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G r ü n d e :
‚...,-__ _...— ___-_-

Der Kläger, der in Opole (Oppeh■ wohnt, beantragte im

November 1968 Versorgung nach dem Bundesversorgung„—

gesetz (BVG); er führte Krampfadern am rechten Fuß und
Versteifung oder Lähmung des linken Fußes auf eine

anderthalbjährige Gefängnishaft zurück, die er in—

folge falscher Zeugenaussagen wegen Seiner SA-Zugehörig—

keit verbüßt habe. Das Versorgungsamt lehnte den Antrag

mit der Begründung ab, Gesundheitsstörungen mit einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 25 v.H.
‘infolge schädigender Einwirkungen durch Wehrdienst,

Kriegsgefangenschaft‚ Internierung oder unmittelbare
Kriegseinwirkungen beständen beim Kläger wahrschein—

lich nicht (Bescheid vom 9. September 1970)° Mit
seinem Widerspruch übersandte der Kläger folgende

Urkunden:

Beschluß über eine vorübergehende Festnahme vom
23° Juli 1947, Anklageschrift vom 29° August 1947, Be—

schluß über eine vorübergehende FeStnahme vom l2.-März

1948, Anklageschrift vom 12. April 1948, Bescheinigun981

über die Entlassung aus Untersuchungshaft im Gefängnis

Opole vom 16„ Oktober 1947 und 6° September 1948 sowie

Bericht über eine stationäre Behandlung im Jahre 1961°

Der Widerspruch wurde zurückgewiesen, weil der Kläger

"weder wegen deutscher Staatsangehörigkeit oder Volks—

zugehörigkeit intérniert noch infolge einer mit_der

militärischen Besetzung deutschen oder ehemals deutsch

besetzten Gebietes zusammenhängenden besonderen Gefahr,

vielmehr wegen des Verdachtes strafbarer Handlungen

verhaftet gewesen sei (Bescheid vom 200 August 1971)°
Mit seiner Klage trug der Kläger Vor, er sei lediglich

deshalb auf Anordnung der sowjetischen oder polnischen

Streitkräfte interniert worden, weil er Blockleiter
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gewesen ei; er habe zwischen 1943 und 1945 im Kreis Oppeln

keine str afbaren Handlungen begangen und sei daher vom
polnischen Gericht fr reigespr ochen worden° Das Sozial—

gericht (SG) Münster wies die Klage ab (Urteil vom
80 November 1972)„ Das Landessozialgericht (LSG) hat die

NBerufung des Klägers zurückgewiesen (Urteil vom 21„ Mär

1973): Dem Kläger könne weder nach dem Häftlingshilfe—

gesetz noch unmittelbar nach dem BVG eine Teilver„orgung

gewährt werden° Seine Strafhaft sei keine Kriegsgefangen—

haft (% 1 Abs° 2 Buchstabe b) BVG), keine Straf maßnahme

ei ner deutschen Stelle (% 1 Abs° 2 Buchstabe d) BVG), keine

Internierung wegen deutscher Staatsangehörigkeit oder

Volkszugehörigkeit (% 1 Abs° 2 Buchstabe c) BVG) und keine
unmittelbare Kriegseinwirkung (% 1 Abs° 2 Buchstabe a) iVm

5 5 BVG) gewesen° Eine Internierung sei wegen der bereits

befriedeten Verhältnisse im Wohngebiet des Klägers in den

Jahren 1947/48 und auch wegen des Haftzweckes ausgeschlossen

ge esen; der Kläger sei nicht etwa deshalb festgehalten

werden, weil wegen seiner deutschen Abstammung zu erwarten

gewesen wäre, daß er die polnische Staatsmacht schädigen

könne, sondern sei eines Verhaltens in der Vergangenheit,

das nach polnischem Recht strafbar gewesen sei, beschuldigt

werden° Eine Schädigung infolge einer mit der Besetzung

des Wohngebietes des Klägers zusammenhängenden besonderen

Gefahr (% 1 Abs„ 2 Buchstabe a) iVm 9 5 Abs° 1 Buchstabe d)

BVG) sei deshalb ausgeschlossen, weil die Haft weder in

engem zeitlichen noch in unmittelbar ursächlichem Zusammen—

hang mit Kriegsereigniss en oder mit der Besetzung des Landes

we te nden habe, vielmehr von der polnischen Justiz zu einer

Zeit angeordnet werden sei, als dort die polnische Ver—

\nlt ung voll funktionsfähig gewesen sei° Selbst wenn mit

der bedenklichen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

-(BSG) dieser Gesetzestatbestand auf "Besatzungsunrecht"

unter befriedeten Verhältniäsen ausgedehnt werde, habe es

an einer besat"u ungseigentümlzichen Gefahr gefehlt, die von

militärischen Besatzungsgesichtspunkten oder von Nach—
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wirkungen der Kriegswirren hätte geprägt gewesen sein

müssen° Der Kläger sei uor einem normalen Bezirks—

gericht angeklagt gewesen; und die Ahndung der ihm

vorgeworfenen Straftaten sei nicht aus dem Kriegs—

ges chehen7 sondern aus dem Zusammenbruch der national—

sozialistischen Herrschaf- überhaupt zu erklären°

Daher sei nicht aufsulclaren, ob der Kläger in Unter—

suchungshaft gewesen und ianh auf freien Fuß gesetzt

oder ob er verurteilt und söäter begnadigt oder ob er

eigesprochen werden sei„„chaoigunestat oestände i 5°

des 5 5 Abs° 1 Buchstaben a, b, c und e) BVG seien

auch nicht gegeben„

Mi: der Revision, die das LSG zugelassen hat, rügt

der Klä ger ei ne Verlet: sung des 5 1 Abs‚ 2 Buchstabe c)

und des 5 5 Abs° 1 Buchstabe d) BVG durch das LSG„
Einer Internieruhg stehe nicht entgegen‚ daß der

Klö cer erst nach Kriegsende inhaf tiert_worden sei°

Er sei auch ausschließlich wegen seiner deutschen

E3taa ts oder Volkszugehörigkeit verhaftet werden°

Dabei sei es une; heblich, ob wegen seiner Deutsch—

stämmigkeit ein für Polen schädliches Verhalten be—

fürchtet oder ei n nach polnis chem Recht str afbares

Tun während des Krieges verfolgt \01den sei° Ohne den

1Qieg wäre es nicht zu der Haf t gekommen° Auf ei ne

be:*atzungseigentümliche Gefahr sei die Festnahme

Me ml lb zurückzuführen, weil der verlorene Krieg und

der Mu ammenbruch der nationalsozialistischen Herr—

schaft unlösbar miteinander verbunden gewesen seien°

Diese Ereignisse hätten zu den besonderen Gefahren

für den Kläger im polnisch besten Gebiet ge—
führt“
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Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der Urteile des
LandeSsozialgerichts für das Land

Nordrhein—Westfalen vom 21„ März 1973

und des Sozialgerichts Münster vom

8° November 1972 sowie der Bescheide

des Beklagten vom 9° September 1970

und 206 August 2971 den Beklagten zu

verurteilen, über den Antrag des

Klägers vom 14„ November 1968 auf

Gewährung von Teilversorgung ermessen€—

fehlerfrei zu entscheiden°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält die Revision nach der Rechtsprechung des BSG für

unbegründet°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt“

II

Die Revision des Klägers ist zulässig (5% 164, 166, 162

-Abs„ 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—Ö,aber

sachlich nicht begründet„ Das LSG hat im Ergebnis mit Recht

die Berufung gegen das klageabweisende Urteil des SG

zurückgewiesen°

Die Revision beanstandet nicht die zutreffende Entscheidung

des LSG, dem Kläger könne keine Teilversorgung (% 64 BVG)

wegen der Folgen eines politischen Gewahrsams i„S° des

Häftlingshilfegesetzes, einer Kriegsgefangenschaft ins° des
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% 1 Abs° 2 Buchstabe b) BVG, einer Strafmaßnahme einer

deutschen Stelle gemäß 5 1 Abs„ 2 Buchstabe d) BVG oder

einer unmittelbaren Kriegseinwi*kung nach 5 1 Abs° 2

Buchstabe a) iVm 5 5 Abs° 1 Buchstaben a, b, c und @)

BVG gewährt werden° Mit Recht hat das LSG aber auch

als nicht ermessensfehlerhaft (@ 54 Abs„ 2 Satz 2 SGG)

beurteilt, daB der Beklagte dem Kläger eine Teilver—

sorgung wegen einer Schädigung durch eine Internierung

1089 des 5 1 Abs° 2 Buchstabe c) BVG oder eine beson—

dere Besatzungsgefahr 1050 des 5 5 Abs° 1 Buchstabe d)

BVG versagt hato_

Der Begriff der "Internierung" 145° des 5 1 Abs° 2

Buchstabe c) BVG kann wohl auch Fälle eines Gewahrsams

nach Kriegsende umfassen, ebenso wie verschiedene

andere Versorgungstatbestände des BVG auf Nachkriegs—

zuständen beruhen (vglo insbesondere 5 1 Abs° 2 Buch—

stabe b), Buchstabe a) iVm 5 5 Abs° 1 Buchstaben d
und e), 5 4 Abs° 2 und 3 BVG; BSG 17, 69 : SozR Nr° 60

zu % 1 BVG)O Aber im übrigen bestimmt sich dieser Rechts—

begriff nach seiner allgemeinen Bedeutung, die er im

Völkerrecht, dem er entstammt, nach üblichem Sprach—

gebrauch’hat (BSG, BVBl 1959, 92; SozR Nr° 42 zu

€ 1 BVG; BSG 14, 50 : SozR Nr° 54 zu 9 1 BVG); nach

diesem Begriffsinhalt war der Kläger nicht "interniert"°

Die Internicrung is* im Völkerrecht nur zum Schutz

und zur Sicherung der Gewahrsamsmacht erlaubt, soweit

andere Kontrollmeßnahaen gegenüber Personen in ihrem

Nachtbereich nicht ausreichen (Art° 79, 41, 42, 78

des Ivo Genfer Abkommens vom 12° August 1949 zum

schutz von ZivilperÖnen in Kriegszeiten — BGBl II 1954,
917); sie kann auch an Stelle einer Gefängnisstrafe

wegen einer Straftat, die die Gewahrsamsmacht schä—

dloen soll, verhängt werden (Arte 68 aaO); die Inter—

nierten sind in jedem Fall getrennt von anderen der

Freiheit beraubten Personen unterzubringen (Art° 84 aaO),

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


also auch getrennt von Strafgefangenen° Dem Schutz und der

Sicherung der Gewahrsamsmacht, derentwegen die Inter—

'nierung — im Unterschied zur Strafhaft (BSG 17, 69, 72) —
vorgenommen wird, diente die Haft des Klägers nicht° Sie

war vielmehr eine Maßnahme der Strafverfolgung; sie

sollte ein nach polnischem Recht strafbares Verhalten aus

der Zeit vor der polnischen Verwaltung ahnden° Der Haft—

zweck ist aus den zugrundeliegenden Festnahmebeschlüssen

und Anklageschriften zu erkennen° 1947 wurde der Kläger

festgenommen und angeklagt wegen seiner Tätigkeit als
Blockleiter der NSDAP als einer “leitenden Position" in

der NSDAP, einer ”verbrecherischen Organisation", wobei

allein die Ausübung der mit diesem Parteiamt verbundenen

Pflichten als verbrecherisch gewertet wurde und mit einer

Gefüngnisstrafe nicht unter drei Jahren oder mit Todes—

strafe bedroht war (Art() 4 9 l und 5 3 Buchstabe a) des

Dekretes über die Strafzumessung für faschistisch—

hitleristische Verbrecher, die der Tötung oder der Miß—

handlung von Zivilpersonen und Kriegsgefangenen schuldig

sind7 sowie für Verräter des polnischen Volkes vom
31° August 1944 idF der Bekanntmachung

vom 110 Dezember

1946 — in: Theod° Schieder u„a , Dokumentation der

Vertreibung der Deutschen aus Ost—Mitteleuropa, Bd° I, 3,

Polnische Gesetze und Verordnungen 1944—1955 S„ 349 ff)°

1948 wurde der Kläger verhaftet und angeklagt, weil er

1940 bei der deutschen Gendarmerie einen gewissen

Wincenty Purkot der Zugehörigkeit zur kommunistischen

Partei besichtigt haben und dieser an Schäden infolge

der anschließenden Gefängnishaft verstorben sein sollte;

diese Tat war mit der Todesstrafe bedroht (Art° l Nr° 2

ies Dekretes vom 310 August 1944)„ Der Kläger wurde

jedesmal von vornherein zwecks einer Strafverfolgung und

nicht — auch nicht anfangs — zur Sicherung festgenommen

(vglc BSG 2l, 41, 42 : SozR Nr° 2 zu @ 2 U86; anderer—

seits BSG 17, 22 = SozR Pro 62 zu % 1 BVG)„
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A s ”Internierung”'ios° des 5 1 Abs„ 2 Buchstabe c) BVG

kann nicht abweichend vom allgemeinen Sprachgebrauch

begrifilich ede Haft ei nes Deutschen im Ausland und

in den nicht unter deutscher Verwaltung stehenden

Gebieten ungeachtet des jeweiligen besonderen Gewahrsams—

':veck s verstanden \:erden; der Begri1£f "Into: n1erung"

'läßt sich nicht auf den äußeren Zustand des Fest—

gehaltenuerdens beschränken° Daß die Festnahme wegen

deutscher Staatsangehörigkeit oder Volkszugehörigkeit

vorgenommen worden sein muß, ergänzt den Sicherungs—

zweck9 der begrifflich zur "Internierung" im allge—

meinen Verständnis gehört, und setzt ihn voraus, be—

gründet insbesondere die allgemeine Erwartung, der

Into rnierte würde in Freiheit die Gewahrsamsmacht

schädigen° Falls der ■cherungszweck nicht den Tat—

bestand des 5 1 Abs° 2 Buchstabe c) BVG wesentlich

bestimmte, könnten auch allg cemei n Deuts che‚ die wegen

des Vorwurfs irgend eines strafbaren Verhaltens in—
v.\„ha_tiert \ULÖGcn‚ einen Versorgungsansbruch nach dieser

Vor schri.ft erlangen° Das widers räc he dem Zweck des

BVG° Eine unberechtigte Strafverfolgung gegen Deutsche

durch n;ch cdeut sche Bc*hörden nach der Besetzung wird

durch 5 5 Abso 1 Buclstabe d) BVG hinreichend ver—

sor gungsrecht ich geschütz*

Dieser Tatbestand ist hier ebenfalls nicht gegeben;

der Kläg er war 19d7/48 nicht in; 019 ce einer besonderen

efahr, die mit der militärischen Besetzung deutschen

oder ehemals deutsch besetzten Gebietes zusammen—

hing9 in Haft° Was zu den schädigenden Vorgängen in—

folge einer solchen Gefahr nach @ 5 Abs° 1 Buch—

stabe d) BVG rechnet, bestimmt sich nach der Ein—

leitungsformel des 3 5 Abs° 1: Ein derartiger Vor—

gang gilt als eine unmittelbare Kriegseinwirkung 1050

des 5 1 Abs° 2 Buchsl tabe a) BVG, wenn er im Zusa ‚men—
hang mit einem der beiden Weltkriege stand° ßuße1 dem
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muß die Gefahr mit der in oder nach einem der beiden welt—

kriege vorgenommenen militärischen Besetzung deutschen

oder ehemals deutsch besetzen Gebietes, so wie sie tat—

sächlich verlief, zusammengehangen haben und als ”besondere

Gefahr" dieser Besetzung eigentümliCh und typisch für sie

gewesen sein und sich dadurch von den Vorgängen-unter—

schieden haben, die unter einer unabhängigen deutschen

Verwaltung in der Nachkriegszeit zu erwarten gewesen wären

(BSG 2, 99, 102 ff; seither ständige Rechtsprechung des

ass, z„Bo 12, 13, 15)„

Falls Schädigungstatbestände i.‚s° des € 5 Abs° 1 Buchstabe d)

BVG allein unmittelbar mit dem Besetzungsvorgang als Teil

des Kriegsgeschehens oder mit der militärischen Sicherung

der Besatzungsherrschaft oder mit kriegsbedingten "Nach—

kriegswirren" zusammengehangeh haben müßten, wie das LSG

annimmt, wäre schon diese Voraussetzung einer Versorgung

des Klägers nicht erfüllt; denn der Kläger wurde erst

mehr als zwei Jahre nach der Besetzung Oberschlesiens

im Wege einer Strafverfolgung nach polnischem Recht, die

nicht ausschließlich gegen Deutsche gerichtet war, fest—

genommene Eine Versorgung nach dieser Vorschrift kann dem
Kläger aber auch dann nicht gewährt werden, wenn mit der

bisherigen Rechtsprechung des BSG darüber hinaus die dem

anschließenden Besatzungszustand eigentümlichén Gefahren

— ebenso wie nachträgliche Auswirkungen kriegerischer

V rgänge (@ 5 Abs° 1 Buchstabe b) und Abs° 2 BVG) — dem

“Besatzungsunrecht” ins° des 5 5 Abs„ 1 Buchstabe d) BVG

zugerechnet werden°

Grundsätzlich sind Strafmaßnahmen aufgrund polnischen

Rechts seit der Einführung der polnischen Zivilverwaltung

in Oberschlesien, jedenfalls soweit sie 1947/48 vorgenommen

wurden, nicht als ”besondere” Besatzungsgefahren i°S° des

5 5 Abs° 1 Buchstabe d) BVG zu werten ( SG SozR Nro 26

zu 5 5 BVG; 856 20, 114, 116 = SozRNr° 39 zu 5 5 BVG;
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...10...

BSG 9 RV 130/68 vom 8, September 197 zi „ in BSG 34,

2 69; BSG 10 RV 495/70 vom 16„ März 1972, SozA; b 1972

'}„ Für diese Beurteilung sind die wirklichen Verhält—

\.

‚s L'
“.

P
A LJ

nissv maßgebend, wie sie zu jener Zeit im Gebiet um

Oppeln, das zum Deutschen Reich in den Grenzen vom

31, Dezember 1937 gehörte, bestanden; dagegen sind die

umstrittenen völkerrechtlichen Ansprüche bezüglich

dieses Gebietes, auch aus deutscher Sicht, für die

Annahme einer schicksalsmäßigen Opferlage i.‚s° des
BVG nicht bea chtlich° _Jenes Gebiet des Deutschen

Reiches gehörte 1947/48 nicht zum Bereich der vier

Besatzungszonen der alliierten Besatzungsmächte,

sondern war 1945 von der sowjetischen Besatzungsmacht,

bestätigt durch des Potsdamer Abkommen, der zivilen

Verwaltung durch den polnischen Staat unterstellt

worien (Abschnitt IX des Potsdamer Abkommens vom

2° August 1945, abgcedra in: Hohlf e.Ld —Hgb—, Dokument

-der Deutschen Poli t_k und Geschichte von 1848 bis zur

Gegenwart, VI, Berlin und München ohne Jahr, S° 26 ff;

Markert —Hgb—, Os t—Europa—H andbuch Polen, 1959,

SD 228 f.; Stoll, Die Rechtsstellung der deutschen

Staats angehöri gen in den polnisch verwalteten Ge—

bieten, 1968, So 44)° Allerdings können die in der

Quer gangszeit massenhaft, später u°U° vereinzelt

ausschließlich gegen Deutsche zur Sicherung und Ver—

geltuhgc gerichteten Veerhaftungen, Ausweisungen und

Mnd ren Maßnahmen in der Regel dem 5 5 Abs° 1 Buch—

stabe d) BVG zuzuordnen sein (BSG 6, 294 296 f;

‚C 20, 114, 116; BVerwG 9, 59, 60 ff; für die
schechoslowatei: BSG 15, 152, 154; 16, 195 = SozR

Nr, 32 zu 5 5 BVG; für Eupen-Malmedy: BSG 34, 62,

67 f :SozR Nr° 45 zu 5 5 BVG), Im Juli 1947 hingegen

war in Oberschlesien die Herrschaft des polnischen

C
J

'
4

t-
3

Staates, der zuvor im Februar 1947 sein Parlament

gebildet, den Staat„s prt isidenten berufen, eine Regierung

bestellt und eine vorläufige Verfassung geschaffen
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hatte (Markert, aaO, 5° 234 f, 329)9 in Form einer

funktion nsfäh igen Ziv_" lverwaltung praktisch wie in einem

nnektierten Gebiet eingeführt; ein wesentlicher Unter—

schied zur Rechts lage und zur Organisation im Bereich

des Vorkriegs — Polen bestand nicht (Markert, aaO, 50 229 f,
“31 f; Stoll7 aaO‚ S„ 44 ff, 50)° Speziell für Strafver—

fahren, wie sie gegen den Kläger betrieben wurden7 waren

1946 die Sondei gerichte aufgehoben worden (Ma rkerta aaO9

„„J °‚ svs1 1958,
18, 19)„ Im Sommer 1947 war eine weitere grundlegende

So 332; Rundschreiben des BMA vom 17° Januar

Voraus setzung für eine Bes atzun gsherrschaft als Fremd—

herrs haft über Deutsche, d„h° für eine Herrschaft durch

eine fiende (GLSlän dische) Staatsmacht über die bis zur

Besetzung in dem Gebiet ansässige (deutsche) Bevölkeru.g‚

Mn olge ei ne r Bevöllzerungsumschichtung praktisch ent—

falleno Zu dieser Zeit kamen die Massenausweisunge n der

Deutsche n aus den polnisch verwalteten Gebieten im

wesentlichen zum Stillstand (Stoll, aaO, Sc 155; Dokumentation

decr Vertreibung‚ Band 1/1, S„ 150 E .f)o Die Bevölkerung

Olvet;: chlesiens bestand nunmehr infolge von Kri egs ereicnissen9

Flucht Und Vertreibung einersei's, Einwanderung und

lolonis:i.erung andererseits zum überwiegenden Teil nicht

eM1 aus deutschen Staatsangehörigen wie vor der Besetzung,

sondern aus eingewanderten und aus ursprünglich dort an—

säs sigen Polen sowie aus ehemaligen deutschen Staa

angehörigen, die nach dem Krieg die polnische Staatsan—

gehörigkeit erworben hatten (Dokumentation der Vertreibung,

31/19 Sa 12» B, 145 E f, 155 E, 156 E, 158 E; Mamlert aaO,

80 334; Stoll, aaO, 50 49, 60 ff, 88 ff‚ 116 ff‚ 159 ff)„

Für r se Bewohner war die polnische Rechtsordnung nicht

die fremde ein es anderen. Staates, der eine Besatzungs—

herrs ha1t aus'ubte° Dann konnte en die PlMßn hmen‚ die auf

dem für die gesamte Bevölkerung des pol ischen Staates

gel genden Recht beruhten7 grundsätzlich keine "besonderen",

einer Besetzung eigc entümli chen Ge1%hren herbeiführeno

Die Ausde hnt ng der polnischen Rechtsordnung auf Oberschle:‚ en7
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die der polnische Staat im Wege einer tatsächlichen,

durch Gesetz bestätigten Annexion vornahm (Fritz Faust,

Das Potsdamer Abkommen und seine völkerrechtliche

Bedeutung, 4, Aufl° 1969, SO 152), ließ keinen Raum

für eine Besatzungsherrschaft als eine bloß vorläufige

Machtausübung über einen anderen Staat, dessen Rechts—

ordnung überlagert wird, aufgrund einer kriegerischen

Eroberung (Verdross, Völkerrecht, 5° [\qu0 1964, S0 463;

von der HeYdte, Völkerrecht, Band II, 1960, S, 316 fföo

Da ein von diesem Besatzungsbegriff geprägter besonderer

und enger Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg hier

also fehlt, ist — wie allgemein bei Folgen der poli—

tischen Nachkriegsentwicklung in den Ostblockstaaten

(Begründung, I, zum Entwurf eines Häftlingshilfegesetzes —

Bundestags—Drucks„ 2/l450, S„ 5, BSG 14, 50, 53) — eine
Entschädigung nach dem BVG ausgeschlossen° Zur funktionie—

renden Zivilverwaltung eines anderen Staates, die sich

von der Militärverwaltung einer Besatzungsmacht ins°

des 5 5 Abs° 1 Buchstabe d) BVG unterscheidet (vgl°

BSG 34, 62, 67 f), gehörten nach dem Zweiten Weltkrieg
‘regelmößig auch Straf— und Zwangsmaßnahmen wegen An—

zeigens eines Kommunisten im Jahre 1940 und wegen
Förderung_des Nationalsozialismus (vgl„ zum deutschen
Recht} BGHSt 3, 4, llO_ff, weiteneNachweiSe bei
Schönke/Schröder, Kommentar zum StGB, 17, Aufl„ 1974,

Vorbemerkung 19 zuvé 47; Gesetz zur Befreiung von
Nationalsozialismus und Militarismus vom 5° August

1946 für die Länder der amerikanischen Besatzungs—

zone, z„Bo Bayerisches Geset2— und Verordnungsblatt
1946, 145)° Eine Prüfung, ob die gegen den Kläger er—

-griffenen Maßnahmén auch unter einer unabhängigen

deutschen Verwaltung zu erwarten gewesen wären, er—

ubrigt sicho

Da der Kläger somit die Anspruchsvoraussetzungen des

..13..
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5 1 Abs° 2 Buchstabe c) BVG wie auch des 5 5 Abs° 1

Buchstabe d) BVG nicht erfüllt hät, muß seine Revision

als unbegründet zurückgewiesen werden (5 170 Abs° 1 SGG)O

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193560°
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